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sind Bestandteil der Pläne komplexer Wohnungsbau 
der Räte der Bezirke und Kreise.

(2) Die Investitionsauftraggeber bzw. Hauptauftrag­
geber des komplexen Wohnungsbaues sind für die Pla­
nung, Vorbereitung, Durchführung uhd Finanzierung 
der Investitionen für stadttedmische Anlagen und Ver­
sorgungsnetze gemäß Abs. 1 in Abstimmung mit den 
für die stadttechnische Versorgung zuständigen Betrie­
ben, Kombinaten und Einrichtungen sowie den künf­
tigen Rechtsträgern der stadttechnischen Anlagen und 
Versorgungsnetze verantwortlich.

(3) Zur Sicherung der stadttechnischen Versorgung 
der Gebäude und Wohnkomplexe haben die Investi­
tionsauftraggeber bzw. Hauptauftraggeber des komple­
xen Wohnungsbaues die Unterlagen zu Investitionsvor­
entscheidungen und die Dokumentationen zur Vorberei­
tung der Grundsatzentscheidungen in enger Zusam­
menarbeit mit den Generalauftragnehmern komplexer 
Wohnungsbau und Hauptauftragnehmern Tiefbau sowie 
mit den für die stadttechnische Versorgung zuständigen 
Betrieben, Kombinaten und Einrichtungen zu erarbei­
ten. Die Investitionsauftraggeber bzw. Hauptauftrag­
geber des komplexen Wohnungsbaues und die Betriebe, 
Kombinate und Einrichtungen sind verpflichtet, recht­
zeitig vertraglich zu vereinbaren

— die Anschlußpunkte der stadttechnischen Anlagen 
und Versorgungsnetze des komplexen Wohnungs­
baues an die entsprechenden Anlagen und Versor­
gungsnetze der für die stadttechnische Versorgung 
verantwortlichen Betriebe, Kombinate und Einrich­
tungen einschließlich der erforderlichen technischen 
Parameter;

— die Termine für eine rationelle Baudurchführung mit 
niedrigstem Investitions- und Bauaufwand, sowie die 
Termine für die Fertigstellung und Inbetriebnahme 
der stadttechnischen Anlagen und Versorgungs­
netze;

— die Bereitstellung der Versörgungsmedien (Elektro­
energie, Gas, Wasser, Wärme usw.) durch die für

I die stadttechnische Versorgung verantwortlichen Be­
triebe, Kombinate und Einrichtungen;

— die Ubergabe/Übernahme der Rechtsträgerschaft der 
fertiggestellten stadttechnischen Anlagen und Ver­
sorgungsnetze des komplexen Wohnungsbaues an/ 
durch die Betriebe, Kombinate und Einrichtungen 
der Wasserwirtschaft, des Post- und Fernmelde­
wesens, des Verkehrs und der kommunalen Wirt­
schaft.

»

§3
Stadttedmische Anlagen und Versorgungsnetze 
außerhalb der Pläne komplexer Wohnungsbau

(1) Die für die stadttechnische Versorgung verant­
wortlichen Betriebe, Kombinate und Einrichtungen sind 
für die Planung, Vorbereitung, Durchführung und Fi­
nanzierung aller Investitionen für stadttechnische An­
lagen und Versorgungsnetze verantwortlich, mit Aus­
nahme der stadttechnischen Anlagen und Versorgungs­
netze gemäß § 2 Abs. 1.

(2) Die Betriebe, Kombinate und Einrichtungen der 
Energieversorgung, der Wasserwirtschaft, des Post- und 
Fernmeldewesens und des Verkehrs sind für die Ver­
sorgung der Bevölkerung und die volkswirtschaftlich

effektivste Entwicklung und Nutzung der stadttechni­
schen Anlagen, Versorgungsnetze und Versorgungs­
medien verantwortlich. Sie haben dazu insbesondere
— bei der Ausarbeitung langfristiger Konzeptionen für 

die Entwicklung des komplexen Wohnungsbaues 
durch die Räte der Bezirke sowie bei der Vorberei­
tung von Investitionsvorentscheidungen und Grund­
satzentscheidungen des komplexen Wohnungsbaues 
mitzuwirken;

— die in ihrer Verantwortung zu planenden, vorzube­
reitenden und durchzuführenden Investitionen für 
stadttechnische Anlagen und Versorgungsnetze für 
den komplexen Wohnungsbau von der Vorbereitung 
der Investitionsvorentscheidungen an mit den zu­
ständigen Abteilungen der Räte der Bezirke und 
Kreise abzustimmen, in ihren Planentwürfen geson­
dert auszuweisen und entsprechend den in den Ver­
trägen mit den Investitionsauftraggebern bzw. 
Hauptauftraggebem des komplexen Wohnungsbaues 
getroffenen Festlegungen die Fertigstellung und In­
betriebnahme zu gewährleisten.

§4
Rechtsträgerschaft

Die gemäß § 2 Abs. 1 im Rahmen der Pläne komple­
xer Wohnungsbau der Räte der Bezirke und Kreise rea­
lisierten und finanzierten Investitionen für wasserwirt­
schaftliche, fernmeldetechnische und postalische Anla­
gen und Versorgungsnetze sowie Anlagen des Verkehrs 
sind durch die Investitionsauftraggeber bzw. Hauptauf­
traggeber des komplexen Wohnungsbaues ohne Wert­
erstattung in die Rechtsträgerschaft der Betriebe, Kom­
binate und Einrichtungen der Wasserwirtschaft, des 
Post- und Fernmeldewesens und des Verkehrswesens 
zu übergeben.

§5
Ubergangsregelung

Sind für die Planung, Vorbereitung, Durchführung 
und Finanzierung von Investitionen für stadttechnische 
Anlagen und Versorgungsnetze für den komplexen. 
Wohnungsbau zwischen den zuständigen Abteilungen 
der Räte der Bezirke und Kreise oder den Inve­
stitionsauftraggebern bzw. Hauptauftraggebern des 
komplexen Wohnungsbaues einerseits und den Betrie­
ben, Kombinaten und Einrichtungen der Energiever­
sorgung, der Wasserwirtschaft, des Post- und Fem- 
meldewesens und des Verkehrs andererseits von dieser 
Anordnung abweichende schriftliche Vereinbarungen 
auf der Grundlage der staatlichen Plankennziffer 1972 
bzw. der staatlichen Aufgaben für den Fünfjahrplan 
1971—1975 abgeschlossen worden, ist entsprechend die­
sen Vereinbarungen zu verfahren, wenn die davon be­
troffenen planmäßigen Investitionen bis 1975 fertigge­
stellt werden.

§ 6
Schlußbestimmung

Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.

Berlin, den 4. Mai 1972

Der Vorsitzende 
der Staatlichen Plankommission
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